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•  Grundrente

 vom Sozialamt?

•  Reform der

 Hartz-Reformen?

•  BSG-Urteile u.v.a.

Rente ist keine „Stütze“ --
und umgekehrt

14.03.2019, Berlin, Bundeskanzleramt: Der Koordinierungsausschuss
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen beteiligt sich an der Kundgebung
des Umverteilen-Bündnisses.

Auch wenn die SPD mit der „Re-
spektrente“ es jetzt gerne anders
hätte: Der Koalitionsvertrag mit der
CDU/CSU sieht eine bedürftigkeitsge-
prüfte Grundrente vor (siehe http://

tinyurl.com/y9hvam7r S. 92, Zeilen
4250-4261). Aber egal, woher die
Rente kommt (RV-Träger oder Grund-
sicherungsamt) und wie sie finanziert
wird (aus Beiträgen oder aus Steu-
ern), gilt doch die einfache Maxime:
Rente gibt es, sobald die Anwart-
schaft erreicht ist, ohne zusätzliche
Bedingungen. Bedürftigkeitsprüfung
bedeutet im Klartext „Stütze“.

Eine Grundrente mit Bedürftig-
keitsprüfung ist daher ein Wider-

spruch in sich. Wer meint, auf eine
solche Prüfung nicht verzichten zu
können, der darf die resultierende So-
zialleistung ehrlicherweise nicht mehr
als Rente bezeichnen. Nicht umsonst
nennt der Volksmund sowohl die
Grundsicherung für Arbeitsuchende
(Alg II) als auch die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung
als auch die Sozialhilfe unterschieds-
los „Stütze“!

Egal, welches wohlklingende Eti-
kett am Ende auf der neuen Renten-
art draufsteht, mit diskriminierender
Bedürftigkeitsprüfung wird daraus
bloß eine weitere, neue Art der
Grundsicherung oder eben Stütze.

Die Gewerkschaften lehnen daher
eine solche Bedürftigkeitsprüfung
vehement ab, völlig zu Recht.

Doch dabei wird häufig ein weite-
rer, ebenso gravierender Pferdefuß
der Grundrente übersehen: Mit dem
angeblichen Respekt vor der Lebens-
leistung stempelt sie Lücken in der
Erwerbsbiographie zum Versagen der
Betroffenen, was das genaue Ge-
genteil von Respekt ist. Zeiten der
Arbeitslosigkeit sollen – und da ist
sich die Große Koalition wiederum
einig – nämlich nicht als Grundrenten-
zeiten zählen!

Demnach ist es ehrenwert, für
einen sprichwörtlichen Appel mit oder
ohne Ei zu arbeiten, aber nicht ehren-
wert, überhaupt nicht zu arbeiten.

Den Niedriglöhner*innen gebührt
Respekt, den Erwerbslosen dagegen
nicht. (Übrigens, den Solo-Selbststän-
digen „natürlich“ auch nicht.) Was ist
das anderes als die uralte, platte Theo-
rie von der angeblich freiwilligen Ar-
beitslosigkeit? Wer Arbeit sucht und
dabei billig genug ist, der findet auch
welche???

Fortsetzung
auf
Seite 2
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Fortsetzung von Seite 1

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik

Die Botschaft ist eindeutig: Geht
zum Jobcenter aufstocken! Von der
Arbeit nicht leben zu können und da-
bei arm zu bleiben, soll bei der Rente
nicht allzu sehr von Nachteil sein – er-
werbslos zu sein und Arbeitslosen-
geld (I oder II) in Anspruch zu neh-
men, dagegen schon. Und das, ob-
wohl die Arbeitsagenturen Rentenbei-
träge zahlen und die Jobcenter das
zumindest anfänglich auch getan ha-
ben; somit werden also „gute“ und
„schlechte“ Beitragszeiten einge-
führt. Dies wäre ein rentenrechtlicher
Dammbruch und verfassungsrechtlich
nicht unproblematisch. Je nachdem,
welche Beitragszeiten als Grundren-
tenzeiten zählen und welche nicht,
hätte höchstens ein Viertel der „alters-
armen“ Rentner/innen einen Vorteil
von der sogenannten Respekt-Rente:
Sie bekämen aktuell 42 Euro mehr

Sanktionen im SGB II:

Nur die Spitze des Eisbergs?

Statistisch völlig banal: Die über ei-
nen längeren Zeitraum kumulierten
Zahlen sind immer höher als die
Bestandszahlen zu einem Stichtag.

Daher sollte es eigentlich nieman-
den wundern, dass die Sanktions-
quote (hauptsächlich wegen Melde-
versäumnissen) offiziell 3,1% beträgt,
dass aber dennoch 8,3% der
Leistungsbezieher/innen davon be-
troffen sind. Die Partei „Die Linke“ hat
dies herausgefunden, vgl. http://

tinyurl.com/y5aatfcw.
Dann aber kann man nicht gleich-

zeitig behaupten, Sanktionen seien
eigentlich gar nicht nötig, weil es oh-
nehin kaum Regelverstöße gebe!

Das sanktionskritische Argument
ist daher zwiespältig und Wasser auf
die Mühlen all derer, die ja gerade
mehr Strafen befürworten.

Den Unterschied zwischen monat-
licher Sanktionsquote (3,2%) und jähr-
licher Sanktionsverlaufsquote (8,5%)
erläutert sehr klar die G.I.B.: http://

tinyurl.com/y665rsqf (mehr dazu
auf der Statistik-Seite der BA: http://

tinyurl.com/y6jnbsyp )

Geld als den Regelsatz in der Grund-
sicherung. Der ist aber zuvor „klein-
gerechnet“ worden und müsste ei-
gentlich gut 174 Euro höher liegen!

Die Vor- und Nachteile der sog. Re-
spekt-Rente werden ausführlich und
fachlich genau erläutert im „Portal So-
zialpolitik“  von Dr. J. Steffen (http://

tinyurl.com/y567wyvv).
Mit Bedürftigkeitsprüfung würde

eine überschaubare Anzahl (130.000
Personen) von der Grundrente profi-
tieren, ohne Bedürftigkeitsprüfung
könnten es leicht 3 Mio. oder mehr
werden. Dann lägen die Kosten bei 5
Mrd. Euro, statt der im Koalitionsver-
trag vorgesehen 0,2 Mrd. Aber ob mit
oder ohne Bedürftigkeitsprüfung: Al-
lemal besser wäre eine armutsfeste
Mindestrente! Doch wir unterstützen
selbstverständlich die Online-Petition
des DGB: http://tinyurl.com/

y69moy7c

Kosten der Unterkunft

„im Busch“?

Der Bundestags-Ausschuss für
Arbeit und Soziales hat sich am
18.03. mit der KdU-Problematik des
SGB II befasst: http://tinyurl.com/

yyy2fmeq

Anlass waren Gesetzesanträge
der Linken sowie der FDP, die auf eine
Pauschalierung der Unterkunfts-
kosten hinarbeitet. Gleichzeitig wird
das Thema – hinter mehr oder weni-
ger verschlossenen Türen – in der
Bund-Länder-AG bearbeitet. Erst
wenn dort eine gemeinsame Linie
erzielt wird, kann eine Gesetzesände-
rung mit Aussicht auf Erfolg vorge-
nommen werden; das soll noch in die-
ser Legislaturperiode geschehen.

Ost-West-Schieflage?

Das WSI der Hans-Böckler-Stiftung
hat eine Landkarte der Einkommens-
ungleichheit in Deutschland veröffent-
licht (http://tinyurl.com/yy7van9x),
danach sieht es so aus, als ob der
Osten besonders benachteiligt wäre.

Bei genauerer Betrachtung ist das
aber nur ein sekundärer Effekt – pri-
mär sind es der tariflose Zustand und

die atypischen Beschäftigungs-
formen, die sich im Osten konzentrie-
ren. Auch dies hatte das WSI bereits
konstatiert, vgl. A-Info 183. Darin eine
Spätfolge der Massenarbeitslosigkeit
in den 90er Jahren zu erkennen, fällt
nicht schwer.

Sowohl eine Strategie gegen Un-
gleichheit als auch einen wissen-
schaftlichen Rechercheservice (also
einen Datenpool für alle, die noch
nicht im „postfaktischen Zeitalter“
angekommen sind) bietet die HBS auf
http://tinyurl.com/y9sq8xks.

„Jonglieren“ mit Jobs

Ein Job pro Person, das war
einmal. Die Zahl der mehrfachbe-
schäftigten sog. Multi-Jobber/innen
hat sich seit dem Jahr 2003, also
der Prä-Hartz IV-Zeit, mehr als ver-
doppelt! (WSI Nr. 48/2019: http://

tinyurl.com/yxpovpcs).

Nicht nur der 1. Mai, auch die Eu-
ropawahlen am 26. Mai stehen im
Zeichen einer Europäischen Union,
die mehr sein muss als bloß ein riesi-
ger gemeinsamer Markt.

Daher fordert der DGB eine sozia-
le Fortschrittsklausel für die EU:
www.dgb.de/-/1sF

Weitere Forderungen für ein soziales
und demokratisches Europa stehen
auf www.dgb.de/-/2rO. Viel steht
auf dem Spiel, weil im Europaparla-
ment eine rechte Mehrheit droht.
Wer nicht
wählen geht,
dessen oder
deren Stimme
wird dann
von dieser
Mehrheit für
sich reklamiert.

In aller
Kürze
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Tarif- und Beschäftigungspolitik
Deutscher Niedriglohn

9 Mio. Beschäftigungsverhältnis-
se (inklusive Nebentätigkeiten) zählt
der DIW-Wochenbericht 14/2019 zum
Niedriglohnsektor, der damit größer
ist als vermutet: http://tinyurl.com/

y6kkgoyq.
Auch der Mindestlohn konnte den

Anteil der Niedriglohnbeschäftigten
nicht senken, dieser stagniert bei ca.
25% und ist (kollektiv wie individuell)
eine lohnpolitische Sackgasse ohne
Aufwärtsmobilität. In der export- und
wettbewerbsorientierten Bundesre-
publik ist der Niedriglohnsektor ganz
besonders gewachsen, und zwar
nicht erst seit der Agenda 2010, son-
dern schon seit Mitte der 1990er
Jahre (offenbar als Folge der Wieder-
vereinigung).

Europäischer Mindestlohn

Die Fraktion der Linken im Bun-
destag hat gefragt, die Bundesregie-

rung hat geantwortet (BT-Drs. 19/
6250): Wenn der Mindestlohn auch Al-
leinerziehende unabhängig von er-
gänzendem Alg II-Bezug und Grund-
sicherung im Alter machen soll, dann
müsste er im Durchschnitt bei 10,97
Euro pro Stunde liegen. http://

tinyurl.com/y6n6v2a3

Ein armutsfester Mindestlohn
(60% des Medianlohns) müsste pro
Stunde bei 11,20 Euro liegen. Die für
2020 vorgesehene Evaluierung des
Mindestlohns wäre eine gute Gele-
genheit für eine Niveauanhebung
durch den Gesetzgeber.

Auch das WSI meint, es sei Zeit
für kräftige Lohnzuwächse und eine
europäische Mindestlohnpolitik:
http://tinyurl.com/yxan8unj.

Der Mindestlohn könnte sich dann
am Median der Bruttostundenver-
dienste von sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten in Vollzeit orientie-
ren.

Für die Beratungspraxis
KiZ-Rechner

Das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend bie-
tet online einen schnellen Über-
schlags-Rechner, ob sich ein Antrag
bei der Familienkasse lohnen könn-
te: http://tinyurl.com/y5wp95zj

Bildungs- und Teilhabepaket

Der Wissenschaftliche Dienst des
Bundestags hat eine sehr brauchba-
re Übersicht zur Anschaffung von
Schulmaterialien im Kontext des
SGB II vorgelegt, allerdings mit Stand
vor den Änderungen durch das Star-
ke-Familien-Gesetz, denen der Bun-
desrat am 12.04. zugestimmt hat und
die zum 01.08.19 in Kraft treten wer-
den: http://tinyurl.com/y4b92yvn

Übergang vom Alg II

in die Rente

Da die Rente erst am Monatsen-
de überwiesen wird, entsteht regel-
mäßig eine erhebliche Zahlungslücke,
wenn man – egal ob freiwillig oder
gezwungen – aus „Hartz IV“ in Ren-

te wechselt. Hier greift bei Bedarf die
Sozialhilfe mit einem Darlehen nach
§ 37a SGB XII ein.

Was aber oft übersehen wird: Zu-
rückgezahlt werden muss dieses Dar-
lehen nur bis zur Höhe der halben Sin-
gle-Regelleistung, also aktuell maxi-
mal 212 Euro!

Rechtsprechung

des BSG
zum

Alg I
BSG-Urteil v. 26.02.19 (Az. B 11 AL 3/
18 R): Wenn ein Betrieb „pleite“ geht,
zahlt die BA bis zu drei Monate Insol-
venzgeld. Der Anspruch endet aber,
sofern in dieser Zeit ein Betriebsüber-
gang nach § 613a BGB stattfindet; ob

Rechtsprechung

des BSG
zum

Alg II

das der Fall ist, richtet sich nach den
Kriterien der Rechtsprechung des
Bundesarbeitsgerichts. Die objektive
Beweislast dafür trägt die Arbeits-
agentur, hier stößt die Amtsermitt-
lungspflicht der Sozialgerichtsbarkeit
also an ihre Grenze.

BSG-Urteil v. 26.02.19 (Az. B 11 AL
15/18 R): Nach § 26 Abs. 2a SGB III
kann auch eine Eltern- bzw. Erzie-
hungszeit anwartschaftsbegründend
sein, sofern sie unmittelbar im An-
schluss an eine sozialversicherungs-
pflichtige Tätigkeit erfolgt (vgl. A-Info
182). Dabei kommt es nicht darauf an,
ob diese Tätigkeit in Deutschland oder
im EU-Ausland ausgeübt wurde (Zu-
sammenrechnung von Zeiten in un-
terschiedlichen Mitgliedsstaaten:
Art. 61 Abs. 1 Satz 1 VO (EG) 883/
2004).

BSG-Urteil v. 21.03.2019 (Az. B 14 AS
42/17 R): Kindergeld, das den Bedarf
des Kindes übersteigt, wird in der
Bedarfsgemeinschaft bei den Eltern
angerechnet. Dieser sog. Kindergeld-
überhang ist sozialrechtlich nicht zu
beanstanden, obwohl unterhalts-
rechtlich eine andere Regel gilt: Da
wird nach § 1612b Abs. 1 BGB höch-
stens die Hälfte des Kindergelds an-
gerechnet. Die fehlende Harmonisie-
rung von Unterhalts- und Sozialrecht
ist auch nicht verfassungswidrig.

BSG-Urteil v. 21.03.2019 (Az. B 14 AS
28/18 R): Das Jobcenter darf zwar als
Ersatz für eine Eingliederungsverein-
barung Verwaltungsakte erlassen, die
„bis auf weiteres“ gelten, muss die
Geltungsdauer aber trotzdem genau-
er bestimmen und konkret festlegen,
wann und wie die Überprüfung und
ggf. Fortschreibung des Verwaltungs-
akts erfolgt.
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Die stellvertretende DGB-Vorsitzen-
de Annelie Buntenbach fordert so-
ziale Sicherheit statt Hartz IV (IMK-
Tagung der HBS 22.01.19).

Hartz IV muss weg, aber was
muss dafür hin?

Ersatzlos kann das SGB II natürlich
nicht gestrichen werden, denn zu we-
nig Geld ist immer noch besser als
gar keins. Die gewerkschaftliche Stra-
tegie ist daher weder, das Übel bloß
zu reformieren, noch es durch ein klei-
neres Übel zu ersetzen. Stattdessen
soll der Sumpf sozusagen ausgetrock-
net werden, indem man schwerer in
Hartz IV „fällt“, aber leichter wieder
herauskommt – doch darf dieser
„Fall“ kein Absturz mehr sein. Daraus
ergibt sich eine Vielzahl von Baustel-
len (vgl. das Motto des diesjährigen
Armutskongresses, Dokumentation
in Arbeit: http://tinyurl.com/

y62ocv9t ) über den Rechtskreis
SGB II hinaus: Wer Hartz IV überwin-
den will, der darf sich nicht auf die
Problematiken der Regelsätze, der
Sanktionen, der KdU usw. beschrän-
ken. Wohn- und Kindergeld sind
(wenn auch nur als unvermeidliche
„Brücken und Krücken“, um Aufstok-
ker/innen aus dem Hartz IV-System
herauszuholen) wichtige Schnittstel-
lenthemen, vor allem aber muss der
Rechtskreis SGB III gestärkt werden.

Die Wiederherstellung einer solidari-
schen Arbeitslosenversicherung, also
leichter und länger Alg I statt Alg II,
war auch eine der zentralen Forderun-
gen (C001) der ver.di-Bundeser-
werbslosenkonferenz am 8./9. April in
Berlin, sinngemäß ebenso der AGA-
Konferenz der IG Metall am 9./10.
April in Leipzig. Aber der politische
Teufel steckt natürlich im Detail – sie-
he Einleger in diesem A-Info. Der
DGB debattiert momentan wohl
noch, und das ist auch gut so, denn
Schnellschüsse und Leerformeln wä-
ren ebenso wohlfeil wie nutzlos!
Doch wohin die Reise nach gewerk-
schaftlichen Vorstellungen gehen soll,
ist klar: „Es ist an der Zeit, das
Hartz IV-Unwesen zu beenden.“
(http://tinyurl.com/y8zehpno )

Fertig ist dagegen die Resolution
des DGB-Bundesvorstands für gleich-
wertige Lebensverhältnisse in Ost
und West: http://tinyurl.com/

y6bpdtp4. Diese überfällige Anglei-
chung kann nur durch mehr Tarifbin-
dung erreicht werden, ohne diesen
ersten Schritt geht – genau wie in der
Hartz IV-Frage – gar nichts! Doch Auf-
stocker/innen gewerkschaftlich zu or-
ganisieren oder gar zu Arbeitskämp-

fen zu motivieren, ist natürlich äußerst
schwierig: Genau das war vielleicht
der tiefere Sinn, auf jeden Fall aber
das Resultat der Hartz-Reformen …

Das offizielle Patentrezept für

individuelle und kollektive

Lohnzugeständnisse

Auch das IAB möchte das SGB II
reformieren, aber nicht umkrempeln:
Die „aktivierende Arbeitsmarktpoli-
tik“ soll unbedingt beibehalten wer-
den. Die Stärken des bestehenden
Systems sieht IAB-Direktor Walwei in
Eigenverantwortung und Sanktionen,
die Schwächen in einer ungerechten
Ausblendung langjähriger Erwerbs-
biografien. Zielkonflikte zwischen Ar-
mutsvermeidung und Arbeitsanreiz,
Menschenwürde und Lohnabstand
sind aus dieser Sicht unvermeidlich,
ja konstitutiv. Zur Verbesserung der
„Transferentzugsraten“ (im Klartext:
zur Vermehrung der Aufstocker/innen,
also die gegenläufige Strategie zum
DGB) schlägt das IAB einen Erwerbs-
zuschuss vor, wie bereits im letzten
A-Info erläutert. Die Position des IAB
ist nachzulesen unter http://

tinyurl.com/yyvrskfn und hat, jen-
seits aller wissenschaftlichen Exper-
tise, großes politisches Gewicht, weil
sie dem Gesetzgeber Argumentati-
onsmuster und Legitimationshilfen
„frei Haus“ liefert.

Die abgebildete Fahne wurde für
die KOS entworfen von Jürgen Köh-
ler, Berlin.)

Krankheitsbedingt ist diese Ausgabe
leider verspätet. Redaktionsschluss war

der 18.04.2019.
Das nächste A-Info (Nr. 193) erscheint

voraussichtlich im Juni/Juli 2019.
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Was hat die AGENDA 2010
eigentlich wirklich gebracht?

Die IG Metall ruft für den 29. Juni
zur zentralen Kundgebung für eine so-
ziale und ökologische Transformation
nach Berlin auf: http://tinyurl.com/

y5nhvaj8

Auch der DGB beteiligt sich an ei-
ner Petition für bezahlbares und so-
ziales Wohnen in Europa, Unter-
schriftenliste: http://tinyurl.com/

y2bge2gk (siehe auch das Positions-
papier des Bündnisses „AufRecht be-
stehen“ auf unserer Homepage:
http://tinyurl.com/y6l5z4rx )

In aller
Kürze

Viele wollen „Hartz IV überwinden“, ohne sich wirklich im Klaren darüber
zu sein, was Hartz IV im Kern war, nämlich ein tarifpolitischer Wolf im sozial-
politischen Schafspelz:

Vor den sogenannten Reformen
waren die Funktions- und Konstrukti-
onsprinzipien von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe unverträglich miteinan-
der. Daher ist es unsinnig zu behaup-
ten, diese beiden unvereinbaren So-
zialleistungen seien zusammengelegt
worden.

Genauso gut und völlig verkehrt
wäre die Redeweise von einer „Zu-
sammenlegung von Benzin- und
Elektromotor“: So etwas ist weder
logisch noch physikalisch möglich.

Dafür wurde etwas komplett ab-
geschafft, nämlich die Arbeitslosen-
hilfe und mit ihr ein unersetzlicher Teil
der Arbeitslosenversicherung – seit-
her gibt es im Rechtskreis SGB III
realiter kein Äquivalenzprinzip mehr.

Jetzt stellt sich ein Problem, das
im aktuellen System offensichtlich
nicht gelöst werden kann: Die Dauer
der Arbeitslosenunterstützung ist
zeitlich mehr oder weniger eng be-
grenzt, die Dauer der Arbeitslosigkeit
aber natürlich nicht.

Stattdessen wurde die frühere
Sozialhilfe in zwei neue Formen auf-
geteilt, eine für arbeitsmarktfunk-

tionale Erwerbsfähige und eine an-
dere für nicht arbeitsmarktfunktio-
nale Erwerbsunfähige, Ruheständler
und andere.1

Dass das Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt hatte und hat, ist
weder ein Wunder noch ein Betriebs-
unfall.

Wohlgemerkt, einen Niedriglohn-
sektor gab es bereits vor den Hartz-
Reformen – dank anderthalb Jahr-
zehnten Massenarbeitslosigkeit nach
der Wiedervereinigung.

Die Agenda-Politik hat diesen
Niedriglohnsektor „nur“ ausgebaut
und zementiert.

Man kann es auch ganz kurz und
klar sagen: Die rot-grüne Agenda-

Politik war ein sozialpolitisches De-

saster, aber lohnpolitisch ein „glän-

zender“ Erfolg.

Und zwar bis weit in die Mitte der
regulär, also keineswegs prekär Be-
schäftigten: Nun war Arbeitsplatzsi-
cherheit um jeden Preis gefragt, und
dieser Preis war natürlich Lohnzurück-

haltung der Gewerkschaften. Die Be-
schäftigungserfolge auf dem Arbeits-
markt relativieren sich aber sehr,
wenn man den Maßstab anlegt, dass
Löhne (mindestens) existenzsichernd
sein müssen.

Wer also arm trotz Arbeit ist, der
ist zwar formal beschäftigt, möglicher-
weise sogar sozialversicherungs-
pflichtig – hat aber genaugenommen
keinen Arbeitsplatz im Sinne gesell-
schaftlicher Teilhabe. So manche
Arbeit ist eben auch nicht besser als
Arbeitslosigkeit!

Die Sozialhilfe war (und ist) zwar
reformbedürftig, aber „Hartz IV“ hat
das Kind mit dem Bade ausgeschüt-
tet, die Arbeitslosenversicherung
„entkernt“ und offiziell das Prinzip
verworfen, dass der Lohn zum Leben
reicht.

Ergebnis war eine – damals durch-
aus politisch gewollte – allgemeine
Verunsicherung, die bis heute anhält:
Die offensichtliche Wirkungslosigkeit
der Montagsdemos 2004/2005 dürf-
te der latente Beginn des „Wutbürger-
tums“ und wachsenden Rechtspopu-
lismus gewesen sein.

1 Möglicherweise wird demnächst eine dritte,
rentenbasierte Form der „Stütze“ eingeführt.
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DGB-Strategie: Hartz IV vermeiden (den Sumpf quasi austrocknen)
Das DGB-Konzept ist eine Weiterentwicklung des „6-Punkte-Plans zur Umgestaltung des Hartz IV-Systems“ vom

19.06.2017 und befindet sich z.Zt. noch in der gewerkschaftlichen Diskussion, ist also so noch nicht beschlossen.
Gegenüber der ursprünglichen Fassung http://tinyurl.com/y8zehpno gab es Änderungen, Ergänzungen und Strei-
chungen, diese sind hier rot markiert. Strittig ist insbesondere die Funktion, die früher von der Arbeitslosenhilfe
sichergestellt wurde:

* siehe http://tinyurl.com/y5uuzeks, ** siehe http://tinyurl.com/y4r2Bsjm

Auch wenn im Detail noch nicht alles geklärt ist: Die Stoßrichtung ist vergleichbar wie beim Paritätischen Gesamt-
verband (http://tinyurl.com/yy4svmvs) sowie der AWO (http://tinyurl.com/y6b2bwg3 ).

Und klar ist: Sozialpolitik ist nicht genug – ohne eine grundlegende Reform des Arbeitsmarkts kann man

Hartz IV nicht überwinden! Aber genau diese Reform wird durch Hartz IV eben systematisch unterminiert.


